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Die Einführung eines allgemeinen Pflichtdiens-
tes wird immer wieder – schon seit der Wehr-
strukturkommission in den 70er Jahren und seit 
den 90er Jahren wieder verstärkt – diskutiert. 
Seit einiger Zeit hat die Debatte erneut an Fahrt 
gewonnen. 

Im Zuge der Anpassung der Bundeswehr an ge-
gebene sicherheitspolitische Bedingungen wurde 
und wird die Anzahl der benötigten Wehrpflich-
tigen immer weiter abgesenkt. Dies führt dazu, 
dass immer weniger junge Männer tatsächlich 
zum Wehrdienst eingezogen werden können, 
während bisher fast alle Kriegsdienstverweige-
rer einen Ersatzdienst leisten. Mittlerweile wird 
weniger als die Hälfte der zur Verfügung ste-

henden Wehrpflichtigen auch tatsächlich zum 
Wehrdienst eingezogen. Damit ist die Wehrge-
rechtigkeit nicht mehr gewährleistet. Die legiti-
mierte Basis für die Wehrpflicht wird dadurch 
immer schmaler und scheint heute eher von der 
sozialpolitischen Bedeutung des Zivildienstes als 
von sicherheitspolitischen Erwägungen abhän-
gig zu sein. Diese Sichtweise bestätigt auch ein 
Urteil des Kölner Verwaltungsgerichts vom De-
zember 2003, wonach die seit Mitte 2003 gelten-
de Einberufungspraxis mit zusätzlichen Dienst-
ausnahmen rechtswidrig sei, weil sie gegen die 
Wehrgerechtigkeit verstoße1. Eine Aussetzung 
bzw. Abschaffung der Wehrpflicht scheint in 
greifbare Nähe gerückt zu sein – auch wenn der 
Instanzenzug noch abgewartet werden muss. 

aÉê=~ääÖÉãÉáåÉ=mÑäáÅÜíÇáÉåëí=áå=ÇÉê=aáëâìëëáçå=

Damit1kreisen die Diskussionen nun um die Fra-
ge eines Ersatzes für den Zivildienst und die an-
geblich fehlende Bereitschaft von jungen Men-
schen, sich bürgerschaftlich zu engagieren. So 
wird aus unterschiedlichen politischen Lagern 
zur Kompensation oder auch als Ergänzung für 
Wehr- und Zivildienst die Einführung eines so-
zialen Pflichtjahres gefordert. Die Vorschläge zie-
len vordergründig darauf, eine Dienstgerechtig-
keit herzustellen2 und könnten zum anderen da-

                                                      
1 Nach dem Urteil sind für die neuen Einberufungsricht-

linien keine sachlichen Gründe erkennbar. Sie verstoßen 
gegen den Gleichheitsgrundsatz, weil sie einen derart 
großen Teil der wehrdienstpflichtigen jungen Männer 
vom Wehrdienst ausnehmen, dass eine Gleichbehand-
lung bei der Heranziehung nach verfassungsrechtlichen 
Anforderungen nicht mehr gegeben ist. 

2 So könnte eine allgemeine Dienstpflicht auch für junge 
Männer gelten, die aus unterschiedlichen Gründen we-
der zum Wehr- noch zum Zivildienst eingezogen werden 
konnten. Zur Ausgestaltung der allgemeinen Dienst-
pflicht existiert kein einheitliches Modell, sondern es 
gibt eine Vielzahl von Vorstellungen. So sehen einige 
Vorschläge den Wehrdienst als Bestandteil mehrerer 
wählbarer Dienste an, andere beziehen nur junge Män-

zu führen, die Wehrpflicht als Bestandteil der 
neuen Dienstpflicht – freilich in veränderter Form 
– zu erhalten. Auch der Personalmangel im So-
zialsektor, der durch den Wegfall des Zivil-
dienstes deutlich würde, träte bei der Etablie-
rung eines sozialen Pflichtjahres zunächst nicht 
zu Tage. Der Konversion der Zivildienststellen in 
reguläre Arbeitsplätze sind durch knappe finan-
zielle Ressourcen enge Grenzen gesetzt. Aber 
auch die Kompensation aller bestehenden Zi-
vildienstplätze in Freiwilligenplätze erscheint 
unrealistisch3. Das mag die Forderungen nach 
einem Pflichtdienst für alle befördert haben. 

                                                                                      
ner in ihre Überlegungen mit ein oder fordern für junge 
Frauen einen Dienst im Sozial- oder Umweltbereich. 
Siehe hierzu: Ekkehard Lippert: 1995, Lotte Incesu 1995, 
Michael Inacker 1994. 

3 Eine völlige Kompensation scheint aus mehreren Grün-
den unwahrscheinlich: vor allem angesichts knapper fi-
nanzieller Mittel im Bundesetat, struktureller Unter-
schiede zwischen Freiwilligen- und Zivildienst sowie 
einer zwar steigenden Nachfrage, die aber die Marke 
von 100 000 voraussichtlich nicht erreichen wird. 
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Zwar wird die Diskussion um die Vorausset-
zungen für bürgerschaftliches Engagement we-
sentlich vielfältiger geführt, jedoch häufig auf 
die Kompensationsdebatte verengt. Denn erst 
im Januar dieses Jahres hat die vom Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend eingesetzte Kommission „Impulse für die 
Zivilgesellschaft“ ihre Empfehlungen zur Stär-
kung bürgerschaftlichen Engagements vorge-
stellt. Ihre Vorschläge beinhalten Konzepte für 
den Ausbau und die Ausgestaltung der beste-
henden Freiwilligendienste unabhängig – aber 
auch unter Berücksichtigung – von zukünftigen 
Entscheidungen zur Beibehaltung oder Abschaf-
fung der Wehrpflicht und damit auch des Zivil-
dienstes. So hält die Kommission die Etablierung 
eines neuen generationsübergreifenden Freiwil-
ligendienstes für sinnvoll und mit Blick auf neue 
Entwicklungen in der Sicherheitspolitik sowie 
die demographische Entwicklung für vernünftig. 
Darüber hinaus distanziert sie sich sehr deut-
lich und aus guten Gründen von der Idee einer 
allgemeinen Dienstpflicht. Trotzdem müssen 
sich die Verfechter des Ausbaus der Freiwilli-
gendienste nun auch auf strategischer Ebene in-

tensiv mit dem evtl. Ende des Zivildienstes aus-
einandersetzen, um politisches Gewicht und ein 
höheres Maß an Konfliktfähigkeit zu entwickeln. 
Denn damit entscheidet sich auch, ob mit den 
freiwerdenden Ressourcen bürgerschaftliches En-
gagement gefördert werden kann. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend hat entschieden, konkrete 
Maßnahmen zur Verankerung der neuen Diens-
te erst in der nächsten Legislaturperiode in An-
griff zu nehmen. Zunächst sollen sie in Modell-
projekten erprobt werden; gleichzeitig sollen Er-
fahrungen, die mit den rechtlichen Regelungen 
der bestehenden Freiwilligendienste des FSJ 
(Freiwilliges Soziales Jahr) und FÖJ (Freiwilliges 
Ökologisches Jahr) seit 2002 gemacht wurden, 
ausgewertet werden, bevor nächste Schritte un-
ternommen werden. So schüchtern und leise 
sich die Befürworter einer Verankerung genera-
tionsübergreifender Dienste auf den Weg in die 
Zukunft nach dem Zivildienst machen, so laut-
stark rufen Stimmen aus der Politik dazu auf, 
einen sozialen Pflichtdienst zu schaffen – mit be-
ängstigend großer Resonanz in den Medien. 

^ääÖÉãÉáåÉê=mÑäáÅÜíÇáÉåëíI=£âçåçãáÉI=^êÄÉáíëã~êâí=ìåÇ=dÉëÉääëÅÜ~Ñí=

Manche Begründungen und Forderungen für die 
Schaffung eines Dienstjahres sind äußerst diffus 
und reichen (seit neuestem) von der Bedrohung 
durch den Terrorismus bis zur Leistung eines 
Äquivalents für den Erhalt von Sozialtransfers 
oder zur Beseitigung des Pflegenotstands. Gleich-
zeitig erhoffen sich die Befürworter von einer 
solchen Maßnahme vor allem bei jungen Men-
schen einen erzieherischen Effekt, um Entsolida-
risierungstendenzen in der Gesellschaft entge-
genzutreten. In der Diskussion taucht auch die 

Idee auf, die Dienstpflicht als Abgabe – über die 
Zahlung von Steuern hinaus – in Form von Zeit zu 
verlangen. Außerdem soll der allgemeine Pflicht-
dienst für mehr Dienstgerechtigkeit sorgen. Da-
bei wird aber übersehen, dass diese bei einer 
ungefähren Jahrgangsstärke von 800 000 jungen 
Frauen und Männern noch schwerer zu erfüllen 
sein wird als das Prinzip der Wehrgerechtigkeit 
heute. Gerade aber diese Beliebigkeit der Ziele 
und Aufgaben widerspricht der Einführung ei-
ner Zwangsverpflichtung junger Menschen. 
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Bisher leitete sich grundsätzlich vor allem aus 
der Landesverteidigung4 die Notwendigkeit ei-
nes Pflichtdienstes ab. Hier hat einzig und allein 
der Territorialstaat ein Monopol, während alle 
anderen Zwecke so zum Beispiel die Bereitstel-
lung von Pflegeleistungen auch durch andere 
gesellschaftliche Systeme erfüllbar sind. Diesen 
Vorrang spiegelt auch die historische Entwick-
lung von Wehr- und Dienstpflicht wider, denn 
die Dienstpflicht legitimierte sich bisher aus-
schließlich durch die Wehrpflicht. Die Einfüh-
rung einer allgemeinen Dienstpflicht würde 
dieses Verhältnis auf den Kopf stellen (vgl. 
Lippert 1995: S. 40/43). 

Oft dominieren Rechtsfragen die Diskussion über 
die Möglichkeiten der Einführung eines sozialen 
Pflichtjahres für Männer und Frauen. Eine ein-
heitliche Position existiert hierzu bislang nicht. 
Nach herrschender Meinung erlaubt die gegen-
wärtige Gesetzeslage die Einführung eines sol-
chen Dienstes nicht. Zur Schaffung einer ge-
setzlichen Basis wäre eine Verfassungsänderung 
erforderlich. Allerdings wurden Bedenken ge-
äußert, dass auch die Verankerung im Grund-
gesetz gegen internationales Recht verstoßen 
würde. Demnach wäre nach der EMRK (Kon-
vention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten) und dem IPbürgR (Internatio-
nalen Pakt über bürgerliche und politische Rech-
te) eine allgemeine Dienstpflicht – abgesehen 
vom Wehrdienst und vom Wehrersatzdienst – 
nur möglich für den Fall, dass Leben oder Wohl 
der Gemeinschaft durch Notstände oder Ka-
tastrophen bedroht wären und es sich bei den 
Diensten um „normale“ Bürgerpflichten handelt 
(Bsp.: Feuerwehrdienstpflicht und Deichschutz-

                                                      
4 Die in Art. 12a Abs. 1 und Abs.2GG geregelten Ausnah-

men vom Verbot eines Arbeitszwangs sind im Einzel-
nen: Dienst in den Streitkräften, im Bundesgrenzschutz, 
in einem Zivilschutzverband und Wehrersatzdienst. 

pflicht) (vgl. Impulse für die Zivilgesellschaft 
2004: S. 17/S. 90ff.). 

Letztendlich zeigt der Versuch, die rechtliche Sei-
te zu klären, dass – je nach politischem Willen – 
die Frage des sozialen Pflichtjahres unterschied-
lich eingeschätzt wird. Uns geht es deshalb vor 
allem darum, die gesellschaftlichen als auch die 
ökonomischen Risiken einer Dienstpflicht zu 
verdeutlichen. 

^ääÖÉãÉáåÉê=mÑäáÅÜíÇáÉåëí=ìåÇ=dÉëÉääëÅÜ~Ñí=

Dennoch ist zu fragen, inwiefern ein neuer 
Zwangsdienst ähnlich dem Zivildienst einen 
Nutzen erbringen kann, der über die wahrschein-
lichen gesellschaftlichen sowie volkswirtschaft-
lichen Verwerfungen erhaben ist. So haben junge 
Männer durch die Schaffung des Ersatzdienstes 
Einblicke in Bereiche der Gesellschaft nehmen 
können, die sie sonst wahrscheinlich nicht ohne 
weiteres kennen gelernt hätten. Vielleicht ha-
ben sie eine berufliche Entscheidung in dieser 
Richtung getroffen oder aber auch ein neues 
Verständnis für das Funktionieren unseres Ge-
meinwesens erworben? Könnte ein Pflichtdienst 
für alle jungen Menschen nicht ähnlich gute 
Dienste leisten? Eine solche Argumentation lässt 
die unterschiedlichen Motivationslagen unbe-
achtet. Bei der Einführung einer allgemeinen 
Dienstpflicht entfiele das Recht auf Kriegsdienst-
verweigerung, weil es sich dann um einen wähl-
baren Dienst unter anderen handelt. In diesem 
Fall würde die ´exit option´ Totalverweigerung 
bedeuten. Ersatzdienstleistende heute entschei-
den sich aber bewusst gegen den Wehrdienst 
und damit bedingt „freiwillig“ für einen sozia-
len Dienst; obwohl er – zumindest in der Ver-
gangenheit – sehr viel länger als der Wehrdienst 
dauerte (vgl. Lippert 1995: S. 43). 

Trotz vieler positiver Aspekte, die der Zivil-
dienst gesamtgesellschaftlich entfaltet hat, wird 
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er in seiner Wirkung auf junge Männer häufig 
überschätzt. Bedeutet er doch für den Einzelnen 
immer eine Unterbrechung der bisherigen Le-
bensplanung und eine oft lästige Pflicht. Für ei-
nige junge Männer hat der Zwang zum Dienst 
vielleicht den Weg für ein eigenes darüber hi-
nausgehendes soziales Engagement geebnet – 
zu einem deutlich messbaren Phänomen ist dies 
jedoch nicht geworden. 

Wer einen neuen Pflichtdienst für junge Men-
schen einführt, macht sie zu Sündenböcken der 
Gesellschaft. Einer Gesellschaft, die sich als 
unfähig erwiesen hat, soziale und ökonomi-
sche Probleme anders als durch Zwang zu lö-
sen. Die Auswirkungen auf das Verhältnis von 
Staat und Gesellschaft wären fatal. Der Staat 
bliebe so als letzte Instanz zuständig und würde 
für die Erledigung anstehender Aufgaben junge 
Menschen heranziehen, für die dies einen mas-
siven Eingriff in ihre Selbstbestimmungsrechte 
und ihre Lebensplanung bedeuten würde (vgl. 
Beher et al. 2002: S. 234). Der Verweis auf eine 
positive edukatorische Wirkung auf Jugendli-
che überdeckt ähnlich wie im Gesundheits- und 
Pflegebereich einen anderen Mangel: „Zudem 
ist die Erwägung während eines Pflichtdienst-
jahres die tatsächlichen oder vorgeblichen Ver-
säumnisse von Eltern und Schule beim Einüben 
sozialer Verantwortung nachholen zu wollen, 
befremdlich, zumindest irreal hoch gesetzt“ 
(Lippert 1995: S. 44). 

Mit der Einführung eines neuen Pflichtdiens-
tes für junge Menschen würde soziale (originär 
ehrenamtliche) Arbeit zum Zwang, der sich aus 
einer bestimmten Lebensphase und damit aus 
der Zugehörigkeit zu einer sozialen Kategorie 
heraus ergibt. So verstanden, ist der Dienst am 
Menschen ein Zeichen eigener (vorläufiger, 
weil altersbedingter) Unzulänglichkeit. Bestre-
bungen, junge Menschen zu freiwilliger Ar-
beit zu motivieren, würden damit konterka-

riert, bestehende Solidaritätsnetze und eman-
zipative gesellschaftliche Kräfte geschwächt. 
Die Vision einer starken Bürgergesellschaft 
kann dann getrost aufgegeben werden. 

Die Modernisierung und hohen Mobilitätsanfor-
derungen in unserer Gesellschaft haben dazu 
beigetragen, dass es immer weniger soziale Orte 
gibt, in denen Hilfe informell geleistet werden 
kann. In Folge der Loslösung aus traditionellen 
Wertegemeinschaften und dem Wertewandel 
wird heute soziales Engagement stärker mit 
der Entfaltung und Entwicklung der eigenen 
Persönlichkeit als mit gesamtgesellschaftlicher 
Verwirklichung verknüpft. Dies sind teils be-
denkliche Entwicklungen, die aber auch Chan-
cen bieten. Untersuchungen haben gezeigt, dass 
sich sehr viel mehr Menschen in Deutschland 
für das Gemeinwohl engagieren als pessimisti-
sche Schätzungen vermuten ließen. So sind 22 
Millionen Menschen ehrenamtlich tätig und jähr-
lich leisten rund 15 000 junge Menschen einen 
Freiwilligendienst – zumeist als Freiwilliges So-
ziales oder Ökologisches Jahr. Die bereitgestell-
ten Plätze reichen jedoch längst nicht aus, um 
die gestiegene Nachfrage zu befriedigen (vgl. 
Enquetekommission „Zukunft des Bürgerschaft-
lichen Engagements“ 2002: S. 26ff./S. 119ff.). 
Auch diese Entwicklung verdeutlicht: Engage-
ment existiert bereits, ein neuer Pflichtdienst 
würde die freiwillige Entwicklung hin zur Bür-
gergesellschaft behindern und keinesfalls be-
fördern. Er wäre ein Rückschritt in vormoderne 
Zeiten. Ressourcen, die dringend für den Aus-
bau der Freiwilligenstrukturen benötigt werden, 
würden in die falsche Richtung gelenkt. 

^ääÖÉãÉáåÉê=mÑäáÅÜíÇáÉåëíI=
£âçåçãáÉ=ìåÇ=^êÄÉáíëã~êâí=

Neben den geschilderten Bedenken können wei-
tere ökonomische und arbeitsmarkpolitische hin-
zugefügt werden. Als Referenzpunkt für die zu 
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erwartenden Wirkungen eines sozialen Pflicht-
dienstes kann auf die bisherigen Erfahrungen 
mit dem Zivildienst zurückgegriffen werden. 

So wird dem zivilen Ersatzdienst für den Sozial- 
und Gesundheitsbereich eine „Pionier- und In-
novationsfunktion“ zugeschrieben: Der Aufbau 
der ambulanten Betreuung wurde auch mit Hilfe 
des Einsatzes von Zivildienstleistenden erreicht. 
Außerdem hat der Zivildienst zur Herausbil-
dung des Berufsbildes des Rettungsassistenten 
beigetragen. Die wachsende Bedeutung des Zi-
vildienstes hat jedoch gleichzeitig zu einer Fehl-
entwicklung geführt, die besonders deutlich 
wird, wenn die Verantwortlichen den Zusam-
menbruch der sozialen Fürsorgeeinrichtungen 
ankündigen, falls die Wehrpflicht fallen sollte. 
Denn obwohl die Zivildienstleistenden den Ein-
richtungen Kosten verursachen, erwiesen sie sich 
als konkurrenzlos kostengünstig im Vergleich zu 
regulär Beschäftigten. Das Prinzip der Arbeits-
marktneutralität wurde demnach in der Vergan-
genheit nur unzureichend beachtet. Die ver-
pflichteten Hilfskräfte auf Zeit im Gesundheits- 
und Sozialwesen haben nicht dazu beigetragen, 
Ansehen und Prestige der dort ausgeübten Be-
rufe zu steigern, noch konnte in dieser Zeit die 
Qualität der erbrachten sozialen Dienstleistun-
gen entscheidend verbessert werden (vgl. Beher 
et al. 2002: S. 150ff./Finis–Siegler 1996: S. 38ff.)5. 

Von 104 500 Zivildienstleistenden im Jahr 2003 
waren 60% im Bereich der Pflegehilfe und der 
Betreuungsdienste und insgesamt annähernd 
80% im unmittelbaren Dienst am Menschen tä-

                                                      
5 Siehe zu einer ausführlichen Diskussion unterschiedli-

cher Positionen und empirischer Befunde zur Rolle des 
Zivildienstes für den Arbeitsmarkt: Beher, Karin; Cloos, 
Peter; Galuske, Michael; Liebig, Reinhard; Rauschen-
bach, Thomas 2002: Zivildienst und Arbeitsmarkt. Se-
kundäranalysen und Fallstudien zu den arbeitsmarkt-
politischen Effekten des Zivildienstes, Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.), 
Dortmund. 

tig (vgl. Impulse für die Zivilgesellschaft 2004: S. 
34f.). Die Aufwertung und Professionalisierung 
der dort ausgeübten Berufe, die vor allem von 
Frauen ausgeübt werden, wie auch eine Auf-
stockung des professionellen Personals wurden 
durch die Hilfeleistenden nicht eben befördert. 
Tatsächlich ließen sich diese unliebsamen Ef-
fekte des Zivildienstes auf einen allgemeinen 
Pflichtdienst nicht nur übertragen, sie würden 
sich sogar deutlich verstärken und einer Depro-
fessionalisierung Vorschub leisten (vgl. Incesu 
1995: S. 16). 

Außerdem wäre eine soziale Dienstpflicht eben-
so wie der Wehr- oder Zivildienst keineswegs 
kostenlos zu haben. Wird bei einer ungefäh-
ren Jahrgangsstärke von rund 800 000 mit ca. 
700 000 Frauen und Männern, die einen Dienst 
absolvieren, gerechnet, so ergibt sich für die öf-
fentliche Hand eine Belastung von rund € 10,2 
Milliarden pro Jahr. Hierbei sind Sozialversi-
cherungsbeiträge und wahrscheinliche Steuer-
ausfälle noch nicht miteingerechnet (vgl. Beher 
et al. 2002: S. 232). Wie und für welche Dauer die 
Jugendlichen als ungelernte Arbeitskräfte sinn-
voll und arbeitsmarktneutral eingesetzt werden 
könnten, ist fraglich. Gleichzeitig würde sich da-
mit die Volkswirtschaft den Luxus erlauben ei-
nen ganzen Jahrgang vom Arbeitsmarkt fernzu-
halten. Kurzfristig könnte die Zahl der Arbeits-
losen gesenkt werden, bei sinkender Jahrgangs-
stärke und einem prognostizierten Fachkräfte-
mangel ab dem Jahr 2008 allerdings würden dem 
Arbeitsmarkt Kräfte entzogen. Den Bemühun-
gen der Politik die Ausbildungszeiten zu ver-
kürzen, in dem sie das Abitur nach 12 Jahren 
ermöglicht und Studiengebühren einführt, wür-
de die Einrichtung eines neuen Pflichtdienstes 
zuwider laufen. 

Eine nachhaltige Störung des Ausgleichs von 
Arbeitgeber und Arbeitnehmerinteressen könn-
te ebenfalls nicht ausgeschlossen werden. Die 
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Arbeitsmarktbedingungen würden sich deutlich 
– je nach Einsatzgebiet der Dienstleistenden – 

durch die kostengünstigen Arbeitskräfte verzer-
ren (vgl. Lippert 1995: S. 44). 

wáîáäÇáÉåëí=ìåÇ=cêÉáïáääáÖÉåÇáÉåëí=Ó=
îáÉäÉ=dÉãÉáåë~ãâÉáíÉå=ìåÇ=Öê~îáÉêÉåÇÉ=råíÉêëÅÜáÉÇÉ=

Der spezielle Charakter des Pflichtdienstes wird 
in seinen voraussichtlichen Wirkungen auf Ge-
sellschaft und Ökonomie deutlich. Umso wich-
tiger ist es, die Unterschiede und Gemeinsam-
keiten von Pflicht- und Freiwilligendiensten 
herauszustellen. 

Freiwilligendienste können auf eine lange Tra-
dition in Deutschland zurückblicken und haben 
sich in Abgrenzung zu den Pflichtdiensten ent-
wickelt. Seit 2002 können sie von wehrpflichti-
gen jungen Männern nach § 14c Zivildienstge-
setz alternativ zum üblichen Ersatzdienst abge-
leistet werden. 

Es handelt sich bei beiden Diensten um Hilfs-
dienste, die von jungen Menschen in Vollzeit ge-
leistet werden und verpflichtende Bildungsele-
mente enthalten. Besonders wird ihr Einsatz in 
den Organisationen als belebendes Element ge-
rade dort, wo es um die Betreuung von Menschen 
geht, hoch geschätzt. Nicht zuletzt kann die Tä-
tigkeit im sozialen Bereich auch die anschließen-
de Berufsentscheidung der jungen Menschen be-
einflussen. Auch deshalb sind sie wichtige Orte 
sozialen Lernens. Dennoch unterscheiden sich 
die Dienste erheblich. So wird beispielsweise der 
Freiwilligendienst vor allem von jungen Frauen 
wahrgenommen, während der Zivildienst – was 
sich aus der Wehrpflicht ergibt – ein männlicher 
Dienst ist (vgl. Rauschenbach, Liebig 2002: S. 45). 

Diese Unterschiede sind teilweise durch Erwar-
tungen und Wünsche überdeckt worden, die 
Freiwilligendienste an die Stelle des Zivildiens-
tes treten zu lassen. Einer der gravierendsten 

Unterschiede, der die Grenzen einer Kompen-
sationsleistung aufzeigt, betrifft den Verpflich-
tungsgrad. So können Zivildienstleistenden alle 
anfallenden Aufgaben, d.h. auch unattraktive, 
monotone oder körperlich sehr anstrengende 
Aufgaben übertragen werden. Dies gilt nicht in 
gleichem Maße für freiwillige Helfer. Für sie 
müssen sich die Träger auch angesichts einer in 
Zukunft steigenden Nachfrage immer auch um 
die attraktive Gestaltung der Tätigkeiten küm-
mern, um neue Freiwillige zu gewinnen und sie 
im Dienst zu halten (vgl. Jakob 2002: S. 28). Dies 
macht aber auch deren größere Nähe zum bür-
gerschaftlichen Engagement im Gegensatz zum 
Charakter eines Pflichtdienstes deutlich. Aus 
diesem Blickwinkel wiederum entfaltet die nun 
mögliche Ableistung des Ersatzdienstes nach 
§ 14c ambivalente Wirkung: „Die Dienste, die 
zukünftig nach § 14c ZDG durchgeführt wer-
den, sind als Freiwilligendienste abzuleisten… 
Dennoch sind sie ebenso in den Bereich des Zi-
vildienstes eingebunden und erfüllen somit – im 
Grunde genommen als Fremdkörper, der eigent-
lich als Gegenentwurf zu Zwang und Pflicht 
konzipiert ist – eine Funktion im System eines 
Pflichtdienstes“ (Rauschenbach, Liebig 2002: S. 
48). Die Freiwilligendienste sind damit nicht nur 
eng mit dem Ersatzdienst, sondern nun auch 
direkt mit der Wehrpflicht verknüpft. Anderer-
seits werden damit finanzielle Mittel aus dem 
Zivildienstetat für die Freiwilligendienste verfüg-
bar gemacht, was für eine Zukunft ohne Wehr-
pflicht und einen Ausbau der Freiwilligendiens-
te von Bedeutung wäre. Daneben existieren aber 
auch Bedenken wegen einer möglichen Verdrän-
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gung der Freiwilligen – d.h. vor allem von jun-
gen Frauen – durch Ersatzdienstleistende, weil 
für diese die Kosten in Höhe der entsprechenden 
Einsparungen beim Zivildienst der Bund erstat-
tet (vgl. Jakob 2002: S. 26). 

Der Bericht der Kommission „Impulse für die 
Zivilgesellschaft“ hat jedoch deutlich gemacht, 
dass gewisse Verwerfungen bei einem Übergang 
von Pflicht- zu Freiwilligendiensten unvermeid-
lich sind. So wurde auch die Idee einer Auswahl-
wehrpflicht als „Auswahlwehrdienst“ bzw. 
„Auswahlzivildienst“ für eine Übergangsphase 
von der Weizsäcker-Kommission übernommen. 
Außerdem ist man sich sicher, dass der quanti-
tative Ersatz des Zivildienstes allein mit Freiwil-
ligendiensten nicht geleistet werden kann. Eine 
Antwort für eine Kompensation könnte ein 
Mix aus bürgerschaftlichem Engagement bzw. 
generationsübergreifenden Freiwilligendiens-
ten und regulärer bzw. geringfügiger Beschäf-
tigung sein. Ein sozialer Bedarf liegt dem Ein-
satz der Zivildienstleistenden bisher nicht zu 
Grunde, denn die Einrichtungen der Einsatzstel-
len erfolgte (vordergründig) zunächst in Abhän-
gigkeit von einem verteidigungspolitischen Be-
darf. Deshalb darf bezweifelt werden, dass alle 
Tätigkeiten über den Arbeitsmarkt abzudecken 
sind. Der Einsatz der Freiwilligen muss deshalb 
zunächst vor allem dort erfolgen, wo menschli-
che Zuwendung – der bürgerschaftliche Charak-
ter – am ehesten gewahrt bleibt (Kommission 
Impulse für die Zivilgesellschaft 2004: S. 39f.). 

Der innovative Vorschlag eines generations-
übergreifenden Dienstes, bezieht auch das 
Potenzial an freiwilligem Engagement älterer 
Menschen mit ein. Bei entsprechender Umset-
zung bedeutet dies, die Lebenschancen und die 
Möglichkeit zur Selbstverwirklichung auch 
älterer Menschen entscheidend zu verbessern 
und ihre Fähigkeiten – in Anbetracht des de-
mographischen Wandels – zu nutzen. Es liegt 

ein besonderer Charme in der Vorstellung, dass 
mehrere Generationen füreinander arbeiten und 
im direkten Austausch voneinander und mit-
einander lernen. Damit können wir uns auch 
endlich vom Stereotyp des Geber- und Neh-
merverhältnisses zwischen den Generationen 
verabschieden. Ein Pflichtdienst für junge Men-
schen ließe diese Möglichkeit eines zeitlich be-
fristeten, festen, freiwilligen Engagements äl-
terer Menschen unbeachtet. 

Nach den Veränderungen der gesetzlichen 
Grundlagen des FSJ und des FÖJ zuletzt 2002 
und den Empfehlungen der Enquete-Kommissi-
on „Bürgerschaftliches Engagement“ sowie den 
konkreten Vorschlägen der Kommission „Im-
pulse für die Zivilgesellschaft“ zur Öffnung der 
Freiwilligendienste für alle Altersgruppen soll-
ten nun die nächsten Schritte unternommen 
werden, um dieses große gesellschaftliche Pro-
jekt auf den Weg zu bringen. Auch die Erhaltung 
der aus dem Zivildienst entstandenen gesell-
schaftlichen Werte müssten es uns wert sein – 
auch abgesehen von einer Erhaltung der finan-
ziellen Ressourcen – diese Werte in eine Zukunft 
ohne Zivildienst hinüber zu retten. Für die Er-
reichung dieser Ziele ist die Schaffung einer ge-
meinsamen gesetzlichen Grundlage – in Form 
eines Freiwilligengesetzes – von großer Bedeu-
tung. Dies hätte auch positive Wirkungen auf 
deren gesellschaftliche Anerkennung. 

Aus einem ehemaligen Pflichtdienst würde 
dann eine bewusste Entscheidung für eine 
Phase sozialen Engagements zur Orientierung 
auf dem weiteren Lebensweg. Die Aussetzung 
bzw. Abschaffung der Wehrpflicht könnte dann 
den Weg freigeben hin zur Entwicklung einer 
Kultur des Gemeinsinns und der Freiwilligkeit. 
Die Freiwilligendienste sollten deshalb stärker 
in ihrer Besonderheit als feste, zeitlich befriste-
te Form bürgerschaftlichen Engagements wahr-
genommen und verankert werden. Die Planbar-
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keit des Einsatzes von freiwilligen Helfern für 
die Einrichtungen ist sicherlich ein wichtiger 
Aspekt – allerdings sollte die Planbarkeit der Le-
bensführung für insbesondere junge Menschen 
dahinter nicht zurückstehen. So ist eine Funk-
tionalisierung der Freiwilligendienste unter al-

len Umständen zu vermeiden. Es geht um ih-
ren Leuchtturmcharakter für bürgerschaftliches 
Engagement: als Bildungsjahr und Orientie-
rungsphase einerseits, aber auch als erneutes Er-
lernen sozialer Verantwortung und gemeinwohl-
orientierten Handelns andererseits. 

c~òáí=

Die drei Szenarien, die die Impulskommission 
zur weiteren Ausgestaltung der Freiwilligen-
dienste untersucht hat – Beibehaltung, Reduzie-
rung, Aussetzung bzw. Abschaffung der Wehr-
pflicht – weisen den Weg in die richtige Richtung. 
Wir sollten uns jedoch nicht zu sehr auf den Zi-
vildienst als Leitgröße konzentrieren, was seine 
Inhalte und Ausrichtung angeht, sonst laufen 
wir Gefahr, von anders gelagerten politischen 
Interessen beiseite geschoben zu werden. Falls 
der Abbau des Wehrdienstes mittelfristig wei-
terhin nur schleichend vor sich geht, könnte der 
vorgeschlagene Auswahlzivildienst einerseits ei-
ne Möglichkeit für den Übergang bereitstellen, 
allerdings wäre damit die Gefahr gegeben, dass 
sich die ´Zwischenlösung` zur Lösung auf Dau-
er entwickelt und – wiederum schleichend – 
zur Etablierung eines de facto Pflichtdienstes 
führen könnte. Das bringt uns aber weg vom 
eigentlichen Ziel – denn mit den Freiwilligen-
diensten wollen wir etwas anderes. Es darf nicht 
nur darum gehen ein Äquivalent für den Zivil-
dienst zu finden. Dann könnte auch zunächst 
abgewartet werden, ob die Wehrpflicht bestehen 
bleibt – einen zwingenden Handlungsbedarf zur 
Schaffung von Alternativen gäbe es dann zu-
nächst nicht. Um diese ungewollte Entwicklung 
von vornherein auszuschließen, muss nun die 
Ausarbeitung von Optionen für politisches Han-
deln entlang der Kommissionsergebnisse zur 
Stärkung bürgerschaftlichen Engagements erfol-
gen. Bereits in der Koalitionsvereinbarung von 

1998 wurden entsprechende Vorhaben angekün-
digt, 2002 wurde auf die nächste Legislaturpe-
riode verwiesen. Weil es nicht nur um den Er-
satz des Zivildienstes – sehr wohl aber um die 
Umwidmung der dort verwendeten und freiwer-
denden Mittel für die Freiwilligendienste – geht, 
darf es keinen Aufschub mehr bei der Schaffung 
verbindlicher Regelungen geben – möglichst in 
Form eines Freiwilligenplans und eines Freiwil-
ligengesetzes. Um seiner Verantwortung gerecht 
zu werden, müsste der Aktivierende Staat sei-
ne Kompetenzen dazu nutzen, die generations-
übergreifenden Freiwilligendienste nun auf 
Bundesebene fest zu verankern. 

Es geht uns um die Weiterentwicklung unserer 
Gesellschaft. Es gilt, neue Felder zur weiteren 
Kultivierung des sozialen Lebens zu erschlie-
ßen. Dabei können wir auf die Vielfalt der exis-
tierenden Engagementstrukturen zurückgreifen. 
Die Freiwilligendienste mit ihrer langen Tradi-
tion bieten sich als Basis dazu an. Könnte ein 
gesellschaftspolitischer Konsens darüber geschaf-
fen werden, dass für das Konzept des Aktivie-
renden Staates mit einer starken Bürgergesell-
schaft Freiwilligendienste eine besondere Rolle 
spielen, könnte dies auch weiteren Spekulatio-
nen über die Notwendigkeit eines neuen Pflicht-
dienstes endlich Einhalt gebieten. 

Hoffnung macht, dass die Politik bereits begon-
nen hat die Empfehlungen der Kommission für 
den Zivildienst umzusetzen. Unabhängig von 
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einer Entscheidung über die Wehrpflicht, die die 
Koalitionsfraktionen 2006 treffen werden, schlägt 
die Kommission vor, die Dauer des Zivildiens-
tes von derzeit zehn Monaten an die Dauer des 
Wehrdienstes von neun Monaten anzugleichen. 
Dieser Vorschlag wurde vom Bundesministeri-
um für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
bereits auf den Weg gebracht. 
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Die Förderung der Bürgergesellschaft bleibt ein zentrales Thema der aktuellen Reformdebatte. Der 
Arbeitskreis „Bürgergesellschaft und Aktivierender Staat“ ist in diesem Diskurs seit langem ein Fo-
rum, das reformpolitisch relevante Themenstellungen aufgreift, analysiert und in der politischen De-
batte Stellung bezieht. Damit soll ein Beitrag geleistet werden, ein Netzwerk für die politische Bera-
tung institutioneller Reformpolitik aufzubauen und dessen Überlegungen der Politik vorzustellen. 
Der Arbeitskreis versteht sich insofern als kritischer Impulsgeber für die öffentliche Reformdebatte. 

Anlass und Ausgangspunkt bildet das Interesse, die Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements 
und des darin liegenden Demokratisierungspotentials einerseits und die Staatsmodernisierung in 
Kategorien des aktivierenden Staates andererseits zusammenzubringen. Das Augenmerk des Arbeits-
kreises gilt in erster Linie der Stärkung der Bürgergesellschaft und entsprechender Partizipations-
chancen: Diese Perspektive bestimmt die zu formulierenden Modernisierungsanforderungen an 
staatliche Instanzen und Akteure. 

Die persönlich eingeladenen Mitglieder des Arbeitskreises reflektieren den interdisziplinären Ar-
beitsansatz: Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat Persönlichkeiten aus Politik, Verwaltung und Wissen-
schaft, Wirtschaft, Medien, Verbänden und anderen gesellschaftlichen Organisationen gewinnen 
können, ihre fachlichen und persönlichen Erfahrungen dem Arbeitskreis zur Verfügung zu stellen. 
Neben diesen ständigen Teilnehmern werden zu den jeweiligen Themen Einladungen an einen the-
menspezifisch kompetenten Adressatenkreis ausgesprochen. 

In regelmäßigen Sitzungen diskutiert der Arbeitskreis Themen, die der praktischen Umsetzung bür-
gerschaftlichen Engagements sowie der Handlungsempfehlungen der Enquetekommission des 14. 
Deutschen Bundestages zur „Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements“ förderlich sind. Sie wer-
den zudem auf Fachkonferenzen, öffentlichen Veranstaltungen oder über Analysen und Gutachten 
aufgegriffen und vom Arbeitskreis kritisch begleitet. Zugleich dient dieser Gesprächszusammenhang 
dem Informations- und Erfahrungsaustausch und der Vernetzung seiner Mitglieder und ihrer Praxis-
felder. 

Der Arbeitskreis wird geleitet von Dr. Michael Bürsch, MdB (Vorsitzender der Enquetekommission 
des 14. Deutschen Bundestages) und koordiniert von Albrecht Koschützke, Friedrich-Ebert-Stiftung. 

Ausführliche Informationen, Kontaktpersonen, Konzeptskizzen, Progress Reports, Ergebnisse der 
Plenardebatten und Sitzungen der Arbeitsgruppen sind auf den Internetseiten des Arbeitskreises do-
kumentiert. Die Publikationen sind abzurufen unter www.fes.de/buergergesellschaft – „Analysen“ – 
„Analysen des Arbeitskreises“ oder unter http://www.fes.de/library/ask_digbib.html. 
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Analyse-Reihe „betrifft: Bürgergesellschaft“ 
11 / (K)ein Pflichtjahr für junge Menschen? Zur Konjunktur eines Irrtums, von Anton Schaaf, MdB, und 
Andrea Franz 

10 / Gemeinwohlorientierung als Bürgerpflicht – Das Engagement der Sparkassen für die Menschen und 
die Regionen, von Dietrich H. Hoppenstedt 

09 / Soziale Voraussetzungen der Bürgergesellschaft, von Michael Sommer 

08 / Bürgerengagement in der Aussiedler- und Integrationspolitik, von Jochen Welt, MdB 

07 / Bürgerschaftliches Engagement der Unternehmen – seit langem gepflegt, nötiger denn je, von Michael 
Rogowski 

06 / Umrisse einer neuen Sozialpolitik – Eigenverantwortung und Solidarität als Bildungsauftrag der Bür-
gergesellschaft und des Bürgerengagements, von Konrad Hummel 

05 / Bürgergesellschaft als reformpolitisches Leitbild, von Wolfgang Thierse, MdB 

04 / Bürgerschaftliches Engagement in den Kommunen – Erfahrungen aus Ostdeutschland, von Alexander 
Thumfart 

03 / Bürgerschaftliches Engagement unter den Bedingungen der Globalisierung, von Ernst Ulrich von Weiz-
säcker, MdB 

02 / Bürgerschaftliches Engagement gegen die Folgen der Arbeitslosigkeit – Chancen und Handlungsmög-
lichkeiten, von Achim Trube 

01 / Leitbild Bürgergesellschaft – reformpolitische Orientierungen für Staat und Gesellschaft, von Michael 
Bürsch, MdB 

Sonstige Publikationen des Arbeitskreises 
Netzwerke gegen Rechts. Evaluierung von Aktionsprogrammen und Maßnahmen gegen Rechtsextremis-
mus und Fremdenfeindlichkeit. Roland Roth unter Mitarbeit von Anke Benack, Bonn 2003, 84 Seiten 

Der Aktivierende Staat – Positionen, Begriffe, Strategien. Wolfram Lamping, Henning Schridde, Stefan Plaß, 
Bernhard Blanke, Bonn 2002, 44 Seiten 

Die Planungszelle – Zur Praxis der Bürgerbeteiligung. Demokratie funkelt wieder. Peter C. Dienel, Bonn 
2002, 20 Seiten 

Freiwilligendienste – Wege in die Zukunft. Gutachten zur Lage und Zukunft der Freiwilligendienste.  
Thomas Rauschenbach, Reinhard Liebig, Bonn 2002, 88 Seiten 

Gender Perspektive, bürgerschaftliches Engagement und aktivierender Staat. Barbara Stiegler, Bonn 
2002, 12 Seiten 

Gewerkschaften und bürgerschaftliches Engagement in der Arbeitswelt. Kurzanalyse von Josef Schmid unter 
Mitarbeit von Stephanie Schönstein, Bonn 2002, 28 Seiten 

Bürgerschaftliches Engagement und Gewerkschaften. Kurzanalyse von Jürgen Wolf, Bonn 2002, 25 Seiten 

Bürgerkommune konkret – Vom Leitbild zur Umsetzung. Ein Leitfaden für die kommunale Praxis von Jörg 
Bogumil/Lars Holtkamp, Bonn 2002, 44 Seiten 


